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G e b ü h r e n s a t z u n g  

 
des 

 

L a n d k r e i s e s  C a l w  

 

 
Der Kreistag des Landkreises Calw hat am 15. Dezember 2025 aufgrund von § 3 der 
Landkreisordnung für Baden-Württemberg (LKrO), den §§ 2, 11 und 13 des Kommu-
nalabgabengesetzes (KAG), § 19 des Straßengesetzes für Baden-Württemberg (StrG) 
und § 10 des Landesinformationsfreiheitsgesetzes für Baden-Württemberg (LIFG) in 
der jeweils geltenden Fassung folgende Gebührensatzung beschlossen: 
 
 
1. Abschnitt 
Verwaltungsgebühren 

§ 1 Gebührenpflicht 

 
Der Landkreis Calw erhebt für öffentliche Leistungen, die auf Veranlassung oder im 
Interesse Einzelner vorgenommen werden, Verwaltungsgebühren nach dieser Satzung, 
soweit nicht Bundesrecht oder Landesrecht etwas anderes bestimmen. Unberührt blei-
ben Bestimmungen über Verwaltungsgebühren in besonderen Gebührensatzungen 
des Landkreises. 
 
 
§ 2 Gebührenschuldner 
 
(1) Zur Zahlung der Verwaltungsgebühr und Auslagen ist derjenige verpflichtet, 
 

a) dem die öffentliche Leistung zuzurechnen ist, 
 

b) der die Gebühren- und Auslagenschuld dem Landkreis Calw gegenüber durch 
schriftliche Erklärung übernommen hat,  

 
c) der für die Gebühren- und Auslagenschuld eines anderen kraft Gesetzes haf-

tet. 
 
(2) Mehrere Gebühren- und Auslagenschuldner haften als Gesamtschuldner. 

 
 

§ 3 Auskunftspflicht 
 
Der Gebührenschuldner hat die zur Festsetzung der Verwaltungsgebühr erforderlichen 
Angaben wahrheitsgemäß und vollständig zu machen und die notwendigen Unterla-
gen in Urschrift oder beglaubigter Abschrift vorzulegen. Der Landkreis Calw kann 
schriftliche Auskunft verlangen. 
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§ 4 Gebührenfreiheit 
 
(1) Verwaltungsgebühren werden nicht erhoben für öffentliche Leistungen, die folgen-

de Angelegenheiten betreffen: 
 

1. Gnadensachen, 
 

2. das bestehende oder frühere Dienstverhältnis von Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes, 
 

3. die bestehende oder frühere gesetzliche Dienstpflicht oder die bestehende 
oder frühere an Stelle der gesetzlichen Dienstpflicht geleistete Tätigkeit, 

 
4. Prüfungen, die der beruflichen Aus- und Weiterbildung dienen, mit Ausnahme 

von Prüfungen zur Notenverbesserung, 
 

5. mündliche und einfache schriftliche Auskünfte, soweit bei schriftlichen Aus-
künften nicht durch Gebührenordnungen oder –Satzungen etwas anderes be-
stimmt ist, 

 
6. die behördliche Informationsgewinnung, mit Ausnahme der Vermessungsge-

bühren. 
 
(2) Von der Entrichtung einer Verwaltungsgebühr sind, soweit Gegenseitigkeit besteht, 

befreit: 
 

1. das Land Baden-Württemberg,  
 

2. die Bundesrepublik Deutschland sowie die anderen Länder, wenn die Gebühr 
weniger als 500,00 EUR beträgt, 

 
3. die landesunmittelbaren juristischen Personen des öffentlichen Rechts, die 

nach den Haushaltsplänen des Landes für Rechnung des Landes verwaltet 
werden, 

 
4. die Gemeinden, Landkreise, Gemeindeverbände, Zweckverbände und Ver-

bände der Regionalplanung in Baden-Württemberg, 
 

5. die Kirchen und die sonstigen als Körperschaften des öffentlichen Rechts aner-
kannten Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften sowie deren Unter-
gliederungen und Mitgliedsverbände und die ihnen zugeordneten Einrichtun-
gen, Anstalten und Stiftungen,  

 
6. die Verbände der freien Wohlfahrtspflege sowie deren Untergliederungen und 

Mitgliedsverbände und die ihnen zugeordneten Einrichtungen, Anstalten, Stif-
tungen für den Bereich der Wohlfahrts- und Gesundheitspflege.  
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(3) Die Befreiung nach Abs. 2 tritt nicht ein, soweit die dort Genannten berechtigt 
sind, die Verwaltungsgebühren Dritten aufzuerlegen oder sonst auf Dritte umzule-
gen. Satz 1 gilt für die in Abs. 2 Nr. 5 und 6 genannten Stellen nur für deren steu-
erpflichtige wirtschaftliche Geschäftsbetriebe oder Betriebe gewerblicher Art. 
 

(4) Weitere spezialgesetzliche Gebührenbefreiungstatbestände bleiben unberührt.  
 
 

§ 5 Gebührenhöhe 
 
(1) Die Höhe der Verwaltungsgebühren richtet sich nach dem dieser Satzung beige-

fügten Gebührenverzeichnis. Das Gebührenverzeichnis ist Bestandteil der Satzung.  
 

(2) Ist für öffentliche Leistungen in dieser Satzung im Gebührenverzeichnis oder in 
anderen Rechtsvorschriften weder eine Verwaltungsgebühr bestimmt, noch Ge-
bührenfreiheit vorgesehen, wird eine allgemeine Verwaltungsgebühr von 72 EUR 
pro Stunde erhoben. 
 

(3) Ist eine Verwaltungsgebühr innerhalb eines Gebührenrahmens zu erheben, be-
misst sich ihre Höhe nach dem Verwaltungsaufwand, sowie nach der wirtschaftli-
chen oder sonstigen Bedeutung für den Gebührenschuldner. 

 
(4) Ist eine Verwaltungsgebühr nach dem Wert des Gegenstandes zu berechnen, so ist 

der Verkehrswert zur Zeit der Beendigung der Leistung maßgebend. Der Gebüh-
renschuldner hat auf Verlangen den Wert des Gegenstandes nachzuweisen. Bei 
Verweigerung oder ungenügender Führung des Nachweises hat die Behörde den 
Wert auf Kosten des Gebührenschuldners zu schätzen. Sie kann sich hierbei Sach-
verständiger bedienen.  

 
(5) Wird der Antrag auf Erbringung einer öffentlichen Leistung abgelehnt, wird eine 

Verwaltungsgebühr in Höhe von einem Zehntel bis zum vollen Betrag der Gebühr 
erhoben. Die Mindestgebühr beträgt 10 EUR. Wird der Antrag ausschließlich we-
gen Unzuständigkeit abgelehnt, wird keine Verwaltungsgebühr erhoben.  

 
(6) Wird der Antrag auf Erbringung einer öffentlichen Leistung, mit dessen sachlicher 

Bearbeitung begonnen ist, vor Erbringung der öffentlichen Leistung zurückge-
nommen oder unterbleibt die öffentliche Leistung aus sonstigen, vom Gebühren-
schuldner zu vertretenden Gründen, so wird je nach dem Stand der Bearbeitung 
ein Zehntel bis zur Hälfte der vollen Verwaltungsgebühr erhoben. Die Mindestge-
bühr beträgt 10 EUR. 
 
 

§ 6 Entstehung, Fälligkeit, Zahlung   
 
(1) Die Verwaltungsgebühr entsteht mit Beendigung der öffentlichen Leistung. Im Falle 

der Zurücknahme eines Antrags nach § 5 Abs. 6 dieser Satzung entsteht die Ge-
bührenschuld mit der Zurücknahme. In den Fällen des § 5 Abs. 5 dieser Satzung 
entsteht die Verwaltungsgebühr mit der Bekanntgabe der Gebührenfestsetzung. 
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(2) Die Gebühr wird nach Vornahme der öffentlichen Leistung durch schriftlichen oder 
mündlichen Bescheid festgesetzt und ist mit der Bekanntgabe der Gebührenfest-
setzung an den Gebührenschuldner fällig. In den Fällen des § 5 Abs. 6 dieser Sat-
zung wird die Gebühr mit der Bekanntgabe der Gebührenfestsetzung fällig. 

 
(3) Gebühren sind innerhalb eines Monats an die Kreiskasse zu zahlen. 

 
 

§ 7 Vorschuss, Sicherheitsleistung, Zurückbehaltungsrecht 
 
(1) Die Erbringung einer öffentlichen Leistung, die auf Antrag erbracht wird, kann von 

der Zahlung eines Vorschusses oder von der Leistung einer Sicherheit bis zur Höhe 
der voraussichtlich entstehenden Gebühren und Auslagen abhängig gemacht 
werden. Dem Antragsteller ist eine angemessene Frist zur Zahlung des Vorschus-
ses oder zur Leistung der Sicherheit zu setzen. Der Landkreis kann den Antrag als 
zurückgenommen behandeln, wenn die Frist nicht eingehalten wird und der An-
tragsteller bei der Anforderung des Vorschusses oder der Sicherheitsleistung hie-
rauf hingewiesen worden ist. Von der Anforderung eines Vorschusses oder der 
Leistung einer Sicherheitsleistung ist abzusehen, wenn dadurch eine für den Ge-
bührenschuldner unzumutbare Verzögerung entstehen würde oder dies aus sons-
tigen Gründen unbillig wäre. 

 
(2) Ausfertigungen, Abschriften sowie zurückzugebende Urkunden, die aus Anlass der 

öffentlichen Leistung eingereicht worden sind, können bis zur Bezahlung der fest-
gesetzten Gebühren und Auslagen zurückbehalten oder an den Gebührenschuld-
ner auf dessen Kosten unter Nachnahme der Gebühr übersandt werden. 

 
 

§ 8 Auslagen 
 
(1) In der Verwaltungsgebühr sind die dem Landkreis Calw erwachsenen Auslagen 

inbegriffen. Übersteigen die Auslagen das übliche Maß erheblich, werden sie ge-
sondert in der tatsächlich entstandenen Höhe festgesetzt. Dies gilt auch dann, 
wenn für eine öffentliche Leistung keine Gebühr erhoben wird. 
 

(2) Auslagen nach Abs. 1 Satz 2 sind insbesondere 
 
1. Gebühren für Telekommunikation, 

 
2. Reisekosten, 

 
3. Kosten öffentlicher Bekanntmachungen, 

 
4. Vergütungen für Zeugen und Sachverständige sowie sonstige Kosten der Be-

weiserhebung, 
 

5. Vergütungen an andere juristische oder natürliche Personen für Leistungen und 
Lieferungen, 
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6. Kosten der Beförderung und Verwahrung von Personen und Sachen, 
 

7. Gebühren für Übersetzungen. 
 
Auf die Erstattung von Auslagen sind die für Verwaltungsgebühren geltenden Vor-
schriften entsprechend anzuwenden. Der Anspruch auf Erstattung der Auslagen ent-
steht mit der Aufwendung des zu erstattenden Betrages.  
 
 
 
 
2. Abschnitt 
Benutzungsgebühren 

§ 9 Gebührenpflichtige Benutzungen 

 
Der Landkreis Calw erhebt für die Benutzung seiner öffentlichen Einrichtungen, soweit 
nicht privatrechtliche Entgelte gefordert werden, Benutzungsgebühren nach dieser Sat-
zung und dem ihr als Anlage beigefügten Gebührenverzeichnis. Sonderregelungen für 
die Benutzung einzelner öffentlicher Einrichtungen bleiben unberührt.  
 
 
§ 10 Gebührenschuldner 
 
Schuldner der Benutzungsgebühr ist der Benutzer der Einrichtung. § 2 Abs. 2 dieser 
Satzung gilt entsprechend.  
 
 
§ 11 Entstehung, Fälligkeit und Zahlung, Vorauszahlung 
 
(1) Die Benutzungsgebühr entsteht mit der Inanspruchnahme der Einrichtung.  
 
(2) Die Gebühren werden mit der Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig.  

 
(3) Benutzungsgebühren sind innerhalb eines Monats an die Kreiskasse zu zahlen. 

 
(4) Die Benutzung der Einrichtung kann davon abhängig gemacht werden, dass die 

Gebühr ganz oder teilweise vor dem Beginn der Nutzung beglichen wird.  
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3. Abschnitt 

Verwaltungsgebühren - Sondernutzungserlaubnis 

§ 12 Gebührenerhebung 

 
Für die Sondernutzung an Kreisstraßen über den Gemeindegebrauch hinaus (Son-
dernutzung) werden Sondernutzungsgebühren nach der Verordnung des Ministeriums 
für Verkehr und Infrastruktur über straßenrechtliche Sondernutzungsgebühren vom 15. 
August 1978 (GBl. S. 516) und den Vorgaben der Nutzungsrichtlinien des Bundesmi-
nisteriums für Verkehr und digitale Infrastruktur vom 04. Februar 2014 (ARS Nr. 
03/2014) in der jeweils geltenden Fassung erhoben. Dies gilt nicht, wenn sich die Ein-
räumung von Rechten zu einer Benutzung von Straßen gemäß § 21 Abs. 1 Straßenge-
setz nach bürgerlichem Recht richtet.  

 
 

§ 13 Gebührenfestsetzung 
 
(1) Die Sondernutzungsgebühr wird von der Behörde festgesetzt, die die Sondernut-

zungserlaubnis erteilt. Ist nach dem Straßengesetz für Baden-Württemberg eine 
Sondernutzungserlaubnis nicht erforderlich, wird die Gebühr vom Landratsamt 
festgesetzt. Soweit die Gebühr vom Bürgermeisteramt festgesetzt wird, wird sie der 
Gemeinde überlassen.  

 
(2) Die Höhe der Gebühren bestimmt sich nach der Anlage zu § 2 Abs. 1 Satz 1 der 

Verordnung des Ministeriums für Verkehr und Infrastruktur über straßenrechtliche 
Sondernutzungsgebühren vom 15. August 1978 (GBl. S. 516) und nach der Anla-
ge C 3 der Nutzungsrichtlinien des Bundesministeriums für Verkehr und digitale 
Infrastruktur vom 04. Februar 2014 (ARS Nr. 03/2014) in der jeweils geltenden 
Fassung. Soweit es diese Rahmensätze vorschreiben, sind 

 
1. Art und Ausmaß der Einwirkung auf die Straße und den Gemeingebrauch, 

 
2. das wirtschaftliche Interesse des Gebührenschuldners sowie 

 
3. die wirtschaftlichen Verhältnisse des Gebührenschuldners 

 
zu berücksichtigen. 

 
(3) Bei Sondernutzungen, für die Gebühren nach Jahren bemessen werden und die 

im Laufe eines Haushaltsjahres beginnen oder enden, wird für jeden angefange-
nen Monat ein Zwölftel der Jahresgebühr erhoben. 
Ist eine Gebühr nach Tagen, Wochen oder Monaten bemessen, wird die volle Ge-
bühr auch dann erhoben, wenn die Sondernutzung nur während eines Teils des 
jeweiligen Zeitraums ausgeübt wird. 

 
(4) Die Gebühren für auf Zeit erlaubte Sondernutzungen können, sofern sie in Jah-

resbeträgen festzusetzen sind, auf Antrag des Gebührenschuldners zum Zeitpunkt 
der Fälligkeit des ersten Jahresbetrages für die Dauer der Sondernutzung im Ge-
samtbetrag erhoben werden. 
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(5) Die Gebühren für auf Widerruf erlaubte Sondernutzungen können, sofern sie in 
Jahresbeträgen festzusetzen sind, auf Antrag des Gebührenschuldners zum Zeit-
punkt der Fälligkeit des ersten Jahresbetrages für die Dauer der Sondernutzung 
als einheitliche Gebühr in Höhe des 15-fachen Jahresbetrages erhoben werden.  

 
 

§ 14 Gebührenschuldner 
 
(1) Gebührenschuldner sind 
 

1. der Erlaubnisnehmer oder sein Rechtsnachfolger, 
 

2. wer die Sondernutzung ausübt oder in seinem Interesse ausüben lässt. 
 
(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner.  

 
 

§ 15 Entstehung, Fälligkeit und Zahlung  
 
(1)   Die Gebühr entsteht 
 

1. mit der Erteilung der Erlaubnis oder Genehmigung,  
 

2. bei unbefugter Sondernutzung mit dem Beginn der Nutzung. 
 
(2) Gebühren bis zu 50,00 EUR werden mit der Bekanntgabe, höhere Gebührenbe-

träge innerhalb eines Monats nach der Bekanntgabe der Gebührenfestsetzung fäl-
lig. Wiederkehrende jährliche Gebühren werden zum 2. Januar eines jeden Jahres 
fällig, wiederkehrende monatliche Gebühren zum dritten Tag eines jeden Monats. 

 
(3) Die Sondernutzungsgebühren sind innerhalb eines Monats an die Kreiskasse zu 

zahlen, soweit sie nicht der Gemeinde überlassen sind. 
 

 
§ 16 Gebührenerstattung 
 
(1) Endet die Befugnis zu einer Sondernutzung vor Ablauf des der Gebührenfestset-

zung zugrunde liegenden Zeitraums, ist ein entsprechender Teil der Gebühr zu er-
statten, wenn dies innerhalb von drei Monaten nach Beendigung der Befugnis be-
antragt wird. 

 
(2) Die Höhe des zu erstattenden Betrages bemisst sich nach dem Teil der Gebühr, 

der auf den Zeitraum entfällt, um den die Befugnis zu einer Sondernutzung vorzei-
tig endet. Hierbei werden angefangene Monate oder Wochen nicht berücksichtigt. 
Beträge unter 5,00 EUR werden nicht erstattet. 

 
(3) Im Falle des § 13 Abs. 5 erfolgt keine Erstattung, wenn der Widerruf später als 15 

Jahre nach der Erteilung der Sondernutzungserlaubnis erfolgt. Im Übrigen gilt 
§ 16 Abs. 1 entsprechend. 

 





  

Hinweis: Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Land-
kreisordnung für Baden-Württemberg (LKrO) oder aufgrund der LKrO beim Zustande-
kommen dieser Satzung ist nach § 3 Abs. 4 LKrO unbeachtlich, wenn sie nicht schrift-
lich oder elektronisch innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung dieser Satzung ge-
genüber dem Landkreis geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verlet-
zung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die 
Öffentlichkeit der Sitzung oder der Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind. 
 



                                                                                

L a n d k r e i s  C a l w

G e b ü h r e n v e r z e i c h n i s

Anlage zur Gebührensatzung

Gültig ab  01. Januar 2026



lfd. Nr. Öffentliche Leistung Gebühr in EUR
1 Allgemeine Verwaltungsgebühr

Ist für öffentliche Leistungen in der Gebührensatzung, in diesem
Verzeichnis oder in anderen Rechtsvorschriften weder eine
Verwaltungsgebühr bestimmt noch Gebührenfreiheit vorgesehen,
wird nach § 5 Abs. 2 der Gebührensatzung eine allgemeine
Verwaltungsgebühr erhoben. 72,00 pro Stunde

2 Zurücknahme eines Antrags
Wird der Antrag auf Erbringung einer öffentlichen Leistung
zurückgenommen, oder unterbleibt aus sonstigen Gründen
die Amtshandlung, wird eine Gebühr nach § 5 Abs. 6
der Gebührensatzung erhoben. (1/10 bis 1/2 der vollen
Gebühr, mindestens 10 EUR) mind. 10,00

3 Ablehnung eines Antrags
a) Wird der Antrag auf Erbringung einer öffentlichen Leistung
abgelehnt, wird eine Gebühr nach § 5 Abs. 5 Satz 1 und 2 der
Gebührensatzung erhoben. (1/10 bis zum vollen Betrag
der Gebühr, mindestens 10 EUR) mind. 10,00
b) Wird der Antrag ausschließlich wegen Unzuständigkeit der
Behörde abgelehnt, wird nach § 5 Abs. 5 Satz 3 der
Gebührensatzung keine Gebühr erhoben. gebührenfrei

4 Rechtsbehelfe
a) Wurde der Rechtsbehelf als unzulässig oder
    unbegründet zurückgewiesen 72,00 pro Stunde
b) wurde der Rechtsbehelf zurückgenommen, so wird
    1/10 bis 1/2 der Gebühr nach Buchstabe a) erhoben
    (§ 5 Abs. 6 der Gebührensatzung). mind. 10,00

5 Befreiungen
von Rechtsvorschriften aller Art oder von
allgemeinen Anordnungen 72,00 pro Stunde

6 Beitreibung
Es gilt § 31 des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für
Baden-Württemberg (Landesverwaltungsvollstreckungs-
gesetz-LVwVG) vom 12. März 1974 (GBl. S. 93) sowie die
Verordnung des Innenministeriums über die Erhebung
von Kosten der Vollstreckung nach dem Verwaltungsvoll-
streckungsgesetz (Vollstreckungskostenordnung-LVwVGKO)
vom 29. Juli 2004 (GBl. S. 670) in den jeweils geltenden
Fassungen.

7 Schulangelegenheiten
Für Amtshandlungen der Schulen in Trägerschaft des Landkreises
werden Gebühren nach der Verordnung des Kulturministeriums
über die Festsetzung der Gebührensätze für öffentliche 
Leistungen der staatlichen Behörden für den Geschäftsbereich
des Kultusministeriums (GebVo KM) erhoben.
a) Fachschule für Nebenerwerbslandwirte je Schuljahr 100,00
b) Fachschule für Organisation und Führung mit dem Schwerpunkt:
    Sozialwesen FOF je Semester 100,00
    zzgl. Prüfungsgebühren im IV. Semester 100,00

1.  Verwaltungsgebühren (Nettogebühren)



lfd. Nr. Öffentliche Leistung Gebühr in EUR
8 Auskünfte

a) einfacher Art gebührenfrei
b) aus Akten, Einsichtnahme oder Aktenübersendung 72,00 pro Stunde
c) Auskünfte und Beratungen nach dem Landesinformationsfreiheits-
   gesetz (LIFG)
• Informationsbegehren mit geringem Bearbeitungsaufwand
   (0,5 - 3 Std.) gebührenfrei
• Informationsbegehren mit einem Bearbeitungsaufwand von mehr
   als 3 Std. 72,00 pro Stunde

9 Ausfertigungen, Abschriften, Auszüge, 
Ablichtungen aus den Akten des Landratsamts
a) sofern sie auf Antrag erteilt werden, für die ersten 20 Seiten 10,00
b) jede weitere Seite 0,50

10 Bescheinigungen und Bestätigungen
a) Bescheinigungen und Zeugnisse aller Art 72,00 pro Stunde
b) Beglaubigungen von Unterschriften, Handzeichen
    und Siegeln 72,00 pro Stunde
c) Beglaubigungen der Übereinstimmung von Abschriften,
    Auszügen, Niederschriften, Ausfertigungen, Fotokopien
    und ähnliches mit der Urschrift je angefangene Seite 2,00

siehe Tarifordnung für die Benutzung von Kreiseinrichtungen

lfd. Nr. Öffentliche Leistung Gebühr in EUR
11 Sondernutzungserlaubnis

Erteilung einer Sondernutzungserlaubnis gem. §§ 12 ff. der 40,00 pro angefangene
Gebührensatzung 30 Minuten, mind. 200 EUR

2.  Benutzungsgebühren

3.  Verwaltungsgebühren (Nettogebühren)

1.  Verwaltungsgebühren (Nettogebühren)
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